
WSSK-Protokoll vom 16. August 2018 
 
Stellungnahme bzgl. der ideellen Unterstützung des Freiburger Friedensforums 
 
1. Stellungnahme des Referats gegen Antisemitismus 
 
Stellungnahme ist vage, etwas unfundiert und wird teils unsachlich. 
 
DFG-VK: 
    Antisemitismus-Vorwurf bzgl. Inge Höger: eindeutig zu bejahen 
    (in der Stellungnahme wird dies erwähnt) 
 
2. Referent: Andreas Zumach 

Zitat mit dem Vorwurf des Antisemitismus von Seiten der Antragssteller: 

"Es gibt nach wie vor, wie eingangs schon erwähnt, eine, ich sag mal, Minderheitenfraktion 
unter den Palästinensern, die im wesentlichen durch die Hamas repräsentiert wird, die die 
Existenz  Israels bisher nicht eindeutig bejaht, zum Teil ablehnt. Allerdings muss man da auch 
differenzierter hingucken. Es gibt innerhalb der Hamas auch Leute, gerade der jüngeren 
Generation, die die Existenz Israels anerkennen würden, wenn denn Israel all die illegalen 
Besatzungen, die seit dem 1967er Krieg geschehen sind, rückgängig machen würde. Also eine 
Lösung auf Basis der Vorkriegsgrenze von 1967 wäre ein Weg, die auch die große Mehrheit 
der Hamas-Mitglieder wieder zufrieden stellen würde." 
 
- in der Stellungnahme weglassen, da wir dieses Zitat als unproblematisch erachten 
 
3. Untergruppen des Freiburger Friedensforums und BDS-Kampagne 
 
Friedenskooperative macht Veranstaltungen mit BDS-Ortsgruppen, daher Antisemitismus-
Vorwurf zu bejahen (Verweis auf StuRa-Beschluss gegen BDS-Kampagne) 
- siehe pad als Beispiele 
 
4. Definition des Antizionismus/Antisemitismus 
- siehe Definition von bpb im pad 
 
5. weiteres Vorgehen: 
Tabea macht pad und schreibt den Rahmen der Stellungnahme 
- eingehende Recherche bezüglich Verbindungen mit BDS-Kampagne 
- wenig Informationen über Freiburger Gruppen 
- Deadline: 3. September 2018 - muss dahin beim Präsidium eingegangen sein 
        Stura-Sitzung ist am 18. September 2018 

	

Sonstige	Planung	

Stimmgewicht	im	StuRa	erst	zu	Beginn	des	neuen	Semesters	feststellbar	(nach	Ende	der	
Einschreibefrist)	

Treffen	Anfang	Oktober	zur	Vernichtung	der	Wahlunterlagen	(schreddern/verbrennen)	


